
 
Verbandsgemeindeverwaltung  
Rhein-Selz Oppenheim, den 15.04.2026 
Fachbereich: Bürgerdienste 
Aktenzeichen:  

Vorlage: 001/2026/0054 
 
 
U n t e r r i c h t u n g s v o r l a g e
 
 Sitzungstermin TOP Status  

Brandschutz und allgemeine 
Hilfe Verbandsgemeinde Rhein-
Selz 

27.04.2026 2 Öff. zur Kenntnis 

Haupt- und Finanzausschuss 
Verbandsgemeinde Rhein-Selz 

28.04.2026 5.2 Öff. zur Kenntnis 

Verbandsgemeinderat Rhein-
Selz 

07.05.2026 5.2 Öff. zur Kenntnis 

 
    

 
Fortschreibung Feuerwehrbedarfsplan: Feuerwehrgerätehäuser 
 
Unterrichtungsvorlage: 
 
Die Verbandsgemeinde ist gemäß dem Landesgesetz über den Brandschutz, die allgemeine 

Hilfe und den Katastrophenschutz Rheinland-Pfalz verpflichtet, eine leistungsfähige 

Feuerwehr vorzuhalten. 

Der Feuerwehrbedarfsplan bildet hierfür die zentrale Entscheidungsgrundlage. 

Im Rahmen der Fortschreibung ist insbesondere eine systematische Bewertung der 

Feuerwehrhäuser erforderlich. 

Feuerwehrhäuser sind heute weit mehr als reine Unterstellmöglichkeiten für Fahrzeuge. Sie 

sind integraler Bestandteil der Gefahrenabwehr und erfüllen u. a. folgende Funktionen: 

• Sicherstellung der Ausrückfähigkeit  

• Umkleide- und Hygienebereiche für Einsatzkräfte  

• Standort für Kommunikation und Einsatzführung  

• logistischer und organisatorischer Knotenpunkt  

Die Einsatzfähigkeit der Feuerwehr hängt somit unmittelbar von der Funktionalität der 

Feuerwehrhäuser ab. 

 
Viele bestehende Feuerwehrhäuser entsprechen nicht mehr den aktuellen Anforderungen. 

Dies betrifft insbesondere: 

• unzureichende räumliche Dimensionierung für moderne Einsatzfahrzeuge  

• fehlende funktionale Trennung von Einsatz- und Privatbereichen  
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• eingeschränkte Arbeits- und Sicherheitsbedingungen  

• fehlende technische Infrastruktur (z. B. Notstrom, Führungsräume)  

 
Diese Defizite wirken sich im Einsatzfall unmittelbar auf: 

• Ausrückzeiten  

• Sicherheit der Einsatzkräfte  

• Führungsfähigkeit  

aus. 

 
Neben den Anforderungen aus dem Feuerwehrrecht sind bei der Bewertung der 

Feuerwehrhäuser insbesondere auch arbeits- und sicherheitsrechtliche Vorgaben zu 

berücksichtigen. 

Hierzu zählen u. a.: 

• Vorgaben der Deutsche Gesetzliche Unfallversicherung (z. B. DGUV Information 

205-008 „Sicherheit im Feuerwehrhaus“)  

• einschlägige DIN-Normen für Feuerwehrhäuser, insbesondere DIN 14092  

 
Diese Regelwerke konkretisieren die Anforderungen an: 

• sichere Verkehrswege und Stellplatzanordnung  

• hygienische Trennung (Schwarz-Weiß-Bereiche)  

• ergonomische und sichere Arbeitsbedingungen  

• Mindestanforderungen an Räume und Funktionen  

 

Auch wenn einzelne Regelwerke formal keinen Gesetzescharakter haben, stellen sie den 

allgemein anerkannten Stand der Technik dar und sind damit maßgeblich für die Bewertung 

der Sicherheit und Funktionsfähigkeit. 

 

Erweiterte Anforderungen durch Katastrophenschutz 

Die Katastrophenschutzverordnung Rheinland-Pfalz führt zu zusätzlichen Anforderungen an 

die Feuerwehrhäuser. 

Diese müssen zunehmend auch: 

• als Führungs- und Koordinierungsstandorte nutzbar sein  

• bei Ausfall kritischer Infrastruktur (z. B. Strom) funktionsfähig bleiben  

• eine Nutzung über längere Zeiträume ermöglichen  

Feuerwehrhäuser entwickeln sich damit zu zentralen Bausteinen der kommunalen 

Krisenbewältigung. 
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Ein Feuerwehrhaus, das den aktuellen Anforderungen nicht entspricht, stellt kein rein 
bauliches Defizit dar, sondern hat unmittelbare Auswirkungen auf die Effektivität von zu 
erarbeitenden Konzepten und Fähigkeiten. 
Ohne Fortschreibung des Feuerwehrbedarfsplans mit einem gesonderten Fokus auf die 

bauliche Infrastruktur erfolgt keine systematische und nachvollziehbare Bewertung dieser 

Risiken. 

 
Ziel ist eine strukturierte Bewertung aller Feuerwehrhäuser unter Berücksichtigung: 

• einsatztaktischer Anforderungen  

• arbeits- und sicherheitsrechtlicher Vorgaben (DGUV)  

• technischer Standards (DIN)  

• Anforderungen des Katastrophenschutzes  

Hierdurch werden: 

• Defizite transparent gemacht  

• Prioritäten nachvollziehbar festgelegt  

• Investitionen wirtschaftlich und strategisch geplant 

 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
Im Auftrag  Im Auftrag     
       
      

(Meinhard)  (Huther)   (Groth) 
Sachbearbeiter/in  Fachbereichsleiter/in   Bürgermeister 

 
 
  
 
 


